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Nr. 3164/76 über das Gemeinschaftskontingent für den Güterkraftverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten 
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A. Problem 

Die Gemeinschaftsgenehmigungen nach EG-Recht berechtigen 
die gewerblichen Güterkraftverkehrsunternehmer, auf sämt-
lichen Verkehrsverbindungen zwischen den EG-Mitgliedstaaten 
Gütertransporte durchzuführen. Das Gemeinschaftskontingent 
umfaßt zur Zeit insgesamt 2 363 Gemeinschaftsgenehmigungen 
(davon für deutsche Verkehrsunternehmer 427). 

B. Lösung 

Die EG-Kommission will das Gemeinschaftskontingent verdop-
peln (Aufstockung auf 4 726 Gemeinschaftsgenehmigungen). 

Einmütige Ablehnung im Ausschuß 

C. Alternativen 

entfallen 

D. Kosten 

entfallen 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von der Vorlage in Drucksache 8/868 wird Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, die Vorlage abzulehnen und einer Er-
höhung des Gemeinschaftskontingents nur zuzustimmen, wenn konkrete Fort-
schritte bei der Harmonisierung der Wettbewerbsbedingungen zwischen den 
EG-Mitgliedstaaten erzielt worden sind. 

Bonn, den 23. November 1977 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Lemmrich 

Vorsitzender 

Paterna 

Berichterstatter 

Bericht des Abgeordneten Paterna 

Der in Drucksache 8/868 enthaltene Verordnungs-
vorschlag wurde mit Schreiben des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages vom 4. Oktober 1977 dem 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern-
meldewesen zur Beratung überwiesen, der die Vor-
lage in seiner Sitzung am 23. November 1977 be-
handelt hat. 
Die Gemeinschaftsgenehmigungen nach EG-Recht be-
rechtigen die gewerblichen Güterkraftverkehrsunter-
nehmer, auf sämtlichen Verkehrsverbindungen zwi-
schen den EG-Mitgliedstaaten Gütertransporte durch-
zuführen. Das Gemeinschaftskontingent umfaßt zur 
Zeit insgesamt 2 363 Gemeinschaftsgenehmigungen. 
Davon entfallen auf deutsche Verkehrsunternehmer 
427 Gemeinschaftsgenehmigungen. 
Die EG-Kommission möchte das Gemeinschaftskon-
gent verdoppeln und auf 4 726 Genehmigungen an-
heben. Davon sollen 880 Genehmigungen auf deut-
sche Verkehrsunternehmer entfallen. Zur Begrün-
dung wird angeführt, daß in den letzten drei Jahren 
keine Erhöhungen des Kontingentes mehr vorge-
nommen worden seien, obwohl das Gesamtvolumen 
des Handels zwischen den EG-Mitgliedstaaten stän-
dig gestiegen sei. Da nur 7,5 v. H. des Gesamtver-
kehrsaufkommens im gewerblichen grenzüberschrei-
tenden Güterkraftverkehr auf die Gemeinschaftsge-
nehmigungen entfielen (der übrige Teil entfalle auf 
bilaterale Kontingente), sei auch eine Verdoppelung 
des Gemeinschaftskontingentes angemessen. 

Der Verkehrsausschuß sieht sich jedoch veranlaßt, 
die Vorlage abzulehnen. Die Aufstockung des Ge-
meinschaftskontingentes ist ein weiterer Schritt in 
Richtung Liberalisierung des Verkehrsmarktes, der 
nur vertretbar ist, wenn vorher Fortschritte auf dem 
Gebiete der Harmonisierung der Wettbewerbsbe-
dingungen gemacht worden sind. Es ist insbesondere 
notwendig, die steuerlichen Belastungen für Nutz-
fahrzeuge (KFZ-Steuer und Mineralölsteuer) sowie 
die Vorschriften über Maße und Gewichte der Nutz-
fahrzeuge einander anzugleichen, weil nur dann ein 
sinnvoller Leistungswettbewerb zwischen deutschen 
und ausländischen Güterkraftverkehrsunternehmern 
auf dem internationalen Verkehrsmarkt möglich ist. 
Notwendig ist auch eine einheitliche Überwachung 
und Durchsetzung der Sozialvorschriften im Straßen-
verkehr. Solange diese Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind, sollte dem wachsenden Güterverkehr zwischen 
den EG-Mitgliedstaaten vor allem durch eine Weiter-
entwicklung des grenzüberschreitenden Huckepack-
verkehrs (kombinierter Verkehr zwischen Bundes-
bahn und LKW) Rechnung getragen werden. Dies be-
deutet auch eine erwünschte Entlastung des deut-
schen Straßennetzes. Der Verkehrsausschuß schlägt 
eine Entschließung mit einem entsprechenden Inhalt 
vor und empfiehlt im übrigen Kenntnisnahme von 
der Vorlage. Gegen die vorgesehene Vereinfachung 
des Fahrtenberichts mid gegen die Neuregelungen 
in der Statistik hat der Ausschuß keine Bedenken. 

Bonn, den 23. November 1937 

Paterna 

Berichterstatter 


